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Internet: http://www.iab.de Indikatoren zur Neuabgrenzung der Förderregionen 
Uwe Blien, Martin Koller, Winfried Schiebel* 
Im Bereich der deutschen Regionalförderung wurde wie in kaum einem anderen Subventionsbereich von Anfang an die 
gleitende Überprüfung des Konzepts, die ständige Beratung durch wissenschaftliche Experten und die Transparenz 
nachvollziehbarer Entscheidungsprozesse gesucht. 
In der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ werden strukturschwache Regionen durch 
ein abgestuftes System von Investitionshilfen gefördert. Die Aufnahme bestimmter Regionen in das Fördergebiet wird 
anhand von Indikatoren zur Wirtschaftskraft und Arbeitsmarktsituation in Abständen von mehreren Jahren überprüft. 
Während die neuen Bundesländer zunächst zur Gänze als Fördergebiet ausgewiesen werden, mußte eine Neueinteilung und 
erhebliche Reduzierung der Förderregionen in den alten Bundesländern Anfang 1991 erfolgen. 
Die hierfür verwendeten Indikatoren messen das Einkommen, die Arbeitslosigkeit und die vorhandene Ausstattung mit 
Infrastruktur in den einzelnen Regionen. Ein weiterer Indikator dient der Abschätzung der künftigen Arbeitsmarktsitua-
tion. 
Der vorliegende Aufsatz enthält eine Beschreibung der Indikatoren und eine Diskussion ihrer Bildung und Kombination. 
Außerdem wird ein kurzer Abriß des Ergebnisses der Neuabgrenzung gegeben. 
Die Indikatoren, auf deren Basis diese Entscheidung gefällt wurde, konnten z. T. vom IAB bereitgestellt werden. Sie 
werden auch für die regionale Steuerung der Arbeitsmarktpolitik verwendet und zur wirtschaftlichen Integration der neuen 
Bundesländer weiterentwickelt. 
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* Dr. Uwe Blien, Martin Koller und Winfried Schiebel sind Mitarbeiter im 
IAB. Der Beitrag liegt in der alleinigen Verantwortung der Autoren. Er 
steht in engem Zusammenhang mit dem Beitrag von Bade in diesem Heft. 
1  Vgl. dazu und zum folgenden die „Rahmenpläne“ der GA, z. B. den 
sechzehnten von 1987, S. 5 ff., oder den neunzehnten von 1990, S. 5 ff. 
2  Ziffer 1.1 der „Regelungen über Voraussetzungen, Art und Intensität der 
Förderung“ gemäß Beschluß des Planungsausschusses der GA vom 25. 1. 
1991. 
3  Eine zusammenfassende Darstellung der Entwicklung, die zur Bildung 
der  GA  führte,  findet  sich  in  Buttler,  Gerlach,   Liepmann  (1977, 
S. 114 ff.). 
4  Das Projekt „Indikatoren zur Auswahl und laufenden Beobachtung 
strukturschwacher Arbeitsmarktregionen“ (IAB-Projekt Nr. 6-387 V) 
wird vom BMA finanziell unterstützt. 
Das IAB wirkt seit über einem Jahrzehnt mit beratender Stimme im 
Unterausschuß der GA mit, wo die Entscheidungen des Planungsaus-
schusses vorbereitet werden. Diese Zusammenarbeit ist durch das 
benannte Projekt intensiviert worden. 
Die Entwicklung von Regionalindikatoren u. die Typisierung von Regio-
nen hinsichtlich verschiedener Aspekte der Arbeitsmarktstruktur u. -
dynamik wurde bereits in einer größeren Anzahl von IAB-Forschungs-
projekten durchgeführt (vgl. Cramer, Zeit-Wolfrum, Ermann 1979, Egle, 
Apfelthaler 1979, Karr, Leupoldt 1979, Cramer 1978, Koller, Kridde, 
Masopust 1985). 
l Neuordnung der Regionalförderung im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ 
Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) wird die Förderung 
strukturschwacher Regionen über eine Finanzierung und 
Koordinierung von Bund und Ländern abgewickelt
1. „Mit 
Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe . . . können 
volkswirtschaftlich besonders förderungswürdige Investi-
tionsvorhaben der gewerblichen Wirtschaft (einschließlich 
Fremdenverkehrsgewerbe) sowie wirtschaftsnahe Infra-
strukturvorhaben gefördert werden.“
2 Die Definition ein-
zelner Regionen als Fördergebiet erfolgt nach einheitlichen 
Regeln, die an Indikatoren des wirtschaftlichen Erfolgs der 
Regionen anknüpfen. Mit der GA wurde somit ein institu-
tioneller Rahmen geschaffen, um – gemäß Art. 72, 2 GG -
einen Beitrag zur Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im 
Bundesgebiet zu schaffen
3. Angestrebt wird, Einkommen 
und Beschäftigung in den Problemgebieten zu verbessern. 
Die Abgrenzung der Förderregionen an Hand der Indika-
toren wird in Abständen von einigen Jahren überprüft. 
Eine Neufestlegung, mit der die Entscheidung von 1986 
korrigiert wurde (vgl. dazu Hillesheim et al. 1988), erfolgte 
am 25. 1. 1991 durch den sogenannten „Planungsausschuß“ 
der GA, in dem die Wirtschaftsminister der Länder und 
des Bundes vertreten sind. Die Entscheidung war beein-
flußt durch neue Richtlinien der Europäischen Gemein-
schaft und durch die Integration der neuen Bundesländer. 
Für letztere war bereits vorab entschieden worden, sie zur 
Gänze als Fördergebiet auszuweisen. Die Fördergebiete 
der alten Bundesländer waren jedoch noch im Detail 
festzulegen. 
Ein Teil der Daten, auf deren Grundlage diese Entschei-
dung gefällt wurde, konnte vom IAB zur Verfügung 
gestellt werden. Ziel eines vom IAB begonnenen For-
schungsprojekts
4 ist die Entwicklung von Indikatoren, um 
die zu fördernden Gebiete neu abzugrenzen und um eine 
Erfolgskontrolle der Regionalförderung zu ermöglichen 
(vgl. Koller 1990). Spezieller Vorzug der regionalen Daten- 
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besonders genauen Indikatoren ermöglichen bzw. die 
Berechnung von Indikatoren zulassen, die bisher nicht zur 
Verfügung standen, aber aus verschiedenen Gründen 
gegenüber schon verwendeten zu präferieren sind. 
Die Übernahme des genannten Forschungsprojekts durch 
das IAB empfahl sich u. a. deshalb, weil die Ziele des AFG 
und der Gemeinschaftsaufgabe in ihren Grundzügen iden-
tisch sind. In beiden Fällen geht es um die Herstellung 
eines hohen Beschäftigungsniveaus und um die Verbesse-
rung der Qualität der Einkommens- und der Beschäfti-
gungssituation. 
Die ermittelten Indikatoren stehen in der Folge der BA bei 
der Wahl eigener arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen zur 
Verfügung. An ihnen kann abgelesen werden, wo die Ziele 
des AFG verfehlt werden. 
Im folgenden werden die bei der Entscheidung des Pla-
nungsausschusses der GA berücksichtigten Indikatoren 
vorgestellt, ihre Datenbasis erläutert und ihre Konstruk-
tion kommentiert. Gegenstand der Untersuchung sind die 
alten Bundesländer. Für die neuen Bundesländer werden 
entsprechende Indikatoren in absehbarer Zeit aufzubauen 
sein, da nicht zu erwarten ist, daß der jetzige Zustand, in 
dessen Rahmen das Gebiet der ehemaligen DDR global als 
Fördergebiet anerkannt wird, auf Dauer durch die EG 
akzeptiert wird. 
2 Festlegung von Arbeitsmarktregionen vor dem Hinter-
grund verschiedener Typen von Regionalproblemen 
Die Regionalförderung zielt auf eine Situation in der Bun-
desrepublik Deutschland, die sich gegenüber anderen 
europäischen Ländern hinsichtlich des Auftretens von 
Regionalproblemen erheblich unterscheidet. Hierzulande 
ist das Integrationsproblem der ehemaligen DDR von zen-
traler Bedeutung, das in seiner Art in Europa einmalig ist 
und eine Parallele nur im gesamteuropäischen Maßstab, 
d. h. im Verhältnis zwischen souveränen Ländern, hat. 
In der alten Bundesrepublik bestand – wiederum im 
Gegensatz zu anderen Staaten – kein grundsätzlicher Ent-
wicklungsunterschied zwischen einem „modernen“ und 
einem eher „rückständigen“ Landesteil. In den meisten 
Teilen des alten Bundesgebietes fanden sich wirtschafts-
starke und strukturschwache Regionen. Das so genannte 
Süd/Nord-Gefälle ist nicht derart stark ausgeprägt wie 
z. B. jenes (mit entgegengesetzter „Neigung“) in Italien. 
Trotzdem treten erhebliche Unterschiede in der Prosperi-
tät von Regionen auf. Die Regionalprobleme der alten 
Bundesländer sind verschiedenen Kategorien zuzurechnen, 
die sich zumindest teilweise überlagern: 
-  Es gibt ländliche Gebiete, die einen ausgeprägten Man-
gel an gewerblichen Arbeitsplätzen, insbesondere sol-
chen höherwertiger Art, aufweisen. 
-  In manchen  Regionen,  die während früherer Zeiten 
besonders wachstumsstark waren und darum nun einen 
überdurchschnittlichen  Industriebesatz  aufweisen,  hat 
die  Strukturkrise  einzelner Branchen  zu  spezifischen 
Problemen geführt. 
- Der dritte bisher wichtige Problemtyp war auf die Tei-
lung Europas zurückzuführen. Alle wirtschaftlichen 
Aktivitäten im Zonenrandgebiet, d. h. in den Grenzge-
bieten zur (damaligen) CSSR und DDR, waren mit 
Standortnachteilen belastet, die ihren Grund in der 
Undurchlässigkeit der betreffenden Grenzen hatten. 
Diese Situation hat sich grundlegend geändert. Deshalb 
wird die bisher verfolgte Sonderbehandlung dieser 
Gebiete nicht mehr beibehalten. Sie werden nach einer 
Übergangsfrist zum Ende des laufenden Jahres behan-
delt wie alle anderen Regionen, d. h. scheiden aus der 
Förderung aus, wenn sie keine entsprechenden Indika-
torwerte aufweisen. 
Von zentraler Bedeutung bei der Beurteilung der Förder-
würdigkeit in diesen wie in anderen Fällen ist die Festle-
gung des Regionszuschnitts selbst. Wesentliches Kriterium 
dabei ist die relative Homogenität des betreffenden Gebie-
tes. Werden Krisenregionen mit florierenden Gebieten 
zusammengelegt, weisen die ausgewählten Indikatoren 
Durchschnittswerte auf. Der an den Indikatoren orien-
tierte Fluß der Fördermittel erreicht dann nicht die ent-
sprechenden Orte. 
Zum Zweck der Neuabgrenzung der Fördergebiete wurden 
die Diagnoseeinheiten, für die die Indikatoren berechnet 
wurden, neu zugeschnitten und 167 Arbeitsmarktregionen 
(AMR) gebildet. Dem seit längerem vom IAB vertretenen 
Votum entsprechend, wurden von den Gutachtern Eckey, 
Horn und Klemmer (1990) neue „kreisscharfe“ Gebietsein-
heiten festgelegt. In einem mehrstufigen und nachprüfba-
ren Verfahren wurden in der Analyse die Aspekte der 
Zentralität, der Verflechtung funktionaler Arbeitsmärkte 
und der Erreichbarkeit auf der Basis der letzten Volkszäh-
lung berücksichtigt. Dies war die Grundlage für die Ent-
scheidungen des Planungsausschusses. 
Da die neuen 167 Arbeitsmarktregionen in ihren Grenzen 
mit den Land- und Stadtkreisen übereinstimmen, können 
sie jederzeit mit originären aktuellen Statistikdaten beob-
achtet werden, und – was viel wichtiger ist – die lokalen 
Akteure, die die regionale Strukturpolitik letztendlich 
umzusetzen haben, finden eindeutige administrative Ver-
antwortlichkeiten vor. 
3 Der Einkommensindikator 
Der erste zu behandelnde Indikator bezieht sich auf das 
Erwerbseinkommen, das in einer Region erzielt wird bzw. 
erzielbar ist. Dieses gehört zu den wichtigsten Diagnose- 
und Zielvariablen der regionalen Struktur- und Arbeits-
marktpolitik. Auf individueller Ebene eröffnet das Ein-
kommen Konsummöglichkeiten und ist ein zentraler 
Bewertungsmaßstab der Erwerbstätigkeit, die Quelle des 
Einkommens ist. Auf der Ebene der Region zeigt das dort 
erzielte Einkommen die jeweilige Wirtschaftskraft und das 
Nachfragepotential. An den Unterschieden im Durch-
schnittseinkommen
5 der einzelnen Regionen kann folglich 
abgelesen werden, wo und in welchem Maße das Ziel der 
Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen verletzt ist. 
Damit ist das Einkommen ein zentrales Kriterium bei der 
5 Zu Analysen der Einkommensunterschiede in Regionen mit Daten der 
Beschäftigtenstatistik vgl. Koller (1987) und Jakoby (1990). 
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gebiete
6. 
Als Einkommensindikator bietet sich zunächst die Brutto-
wertschöpfung zu Faktorkosten an. Diese hat den Vorteil, 
sämtliche Quellen von Erwerbseinkommen zu umfassen, 
ist somit nur ein anderer Ausdruck für den Gesamtwert 
aller in einer bestimmten Region produzierten Güter und 
Dienstleistungen. 
Zur Bewertung von Regionen wurden in der Vergangen-
heit entsprechende Daten vom Statistischen Bundesamt 
zur Verfügung gestellt, die im Rahmen der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung ermittelt worden waren. Lei-
der entsteht bereits bei der Erstellung der Datenbasis eine 
Verzögerung von mehreren Jahren, da Informationen aus 
vielen disparaten Quellen gesammelt werden müssen. Die 
z. Z. aktuellsten zur Verfügung stehenden Daten beziehen 
sich auf 1986. 
Die mangelnde Aktualität hat jedoch zur Folge, daß die 
Treffsicherheit politischer Maßnahmen leidet. Tritt eine 
Fehlentwicklung auf, so wird sie erst mit Jahren Verspä-
tung erkannt. Mit entsprechender Verzögerung kann 
gegengesteuert werden. Umgekehrt kann es zu einer 
bedeutenden Verschwendung öffentlicher Gelder kom-
men, wenn Regionen bereits Jahre positiver Entwicklung 
hinter sich haben, der Indikator aber noch nicht reagiert 
hat und nach wie vor Finanzmittel in diese Region fließen, 
die an anderer Stelle weit nötiger gebraucht werden. 
Ein weiteres Problem besteht in der für regionale Analysen 
zu geringen Genauigkeit des Indikators Bruttowertschöp-
fung. Für Teile der gesamten Wertschöpfung stehen keine 
unmittelbaren statistischen Quellen zur Verfügung. Hier 
müssen Schätzungen vorgenommen werden, die zumindest 
auf regionaler Ebene relativ ungenau werden. 
Aus diesem Grund wurde bei der aktuellen Neuabgren-
zung der Fördergebiete auf die Verwendung dieses Indika-
tors verzichtet. Statt dessen wurde das IAB mit der Ermitt-
lung der regionalen Bruttoverdienste auf der Basis der 
 
6  Für den Wohlstand auf individueller Ebene ist neben dem Einkommen 
auch das Preisniveau maßgeblich. Dieses schwankt regional erheblich. 
Die Lebenshaltungskosten sind in Großstädten höher als in ländlichen 
Gebieten. Zur Bildung eines entsprechenden Indikators stehen jedoch 
keine regional ausreichend differenzierten Daten zur Verfügung. 
Die Bedeutung des regionalen Preisniveaus ist jedoch aus drei Gründen 
zu relativieren. Erstens variiert die regionale Wirtschaftskraft in globaler 
Betrachtung nicht in der gleichen Weise wie die Preise. Zweitens hängt 
das Preisniveau maßgeblich von der jeweiligen Nachfrage ab: Hohe 
Preise sind Ausdruck entsprechender Einkommen, werden allerdings 
auch von den lokal vorfindlichen Kosten beeinflußt. Drittens gibt es 
Anhaltspunkte dafür, daß die regionalen Preisunterschiede nicht so groß 
sind wie die Einkommensunterschiede. Rostin untersuchte 1978 das 
Verbraucherpreisniveau (allerdings unter Ausklammerung der Mieten) 
in 31 Städten. Wird der Index für Bonn auf 100 gesetzt, so war der 
niedrigste gefundene Wert 95,5 (Siegen) und der höchste 103,2 (Stutt-
gart) (vgl. Rostin 1979). 
7  Allgemeine Darstellungen dieser Datenbasis und der mit ihr verbunde-
nen Vorteile und Probleme finden sich in Cramer (1985 und 1990) und in 
Cramer, Wermter (1988), vgl. auch Cramer, Majer (in diesem Heft). 
8  Zur  konkreten  Höhe  des  Deckungsgrades  nach  Wirtschaftszweigen, 
ermittelt durch einen Vergleich mit dem Mikrozensus, vgl. Herberger, 
Becker (1983, S. 298). 
9 Die Beitragsbemessungsgrenze wird fortgeschrieben. Die Werte für 1989 
und 1990 waren 73 200 und 75 600 DM. 
10 Der Mikrozensus ist eine sogenannte Klumpenstichprobe (vgl. Herberger 
1985, S. 33 ff. und Statistisches Bundesamt 1960), die auf Kreisebene 
nicht mehr repräsentativ ist. In Zukunft soll der Stichprobenplan – auf 
Basis der Volkszählung von 1987 – jedoch so umgestellt werden, daß 
bereits für regionale Einheiten von ca. 100 000 Personen Repräsentativi-
tät erreicht wird. Dann könnte es möglich sein, die Einkommensangaben 
ergänzend heranzuziehen. 
Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit (BS) 
beauftragt
7. In der BS sind alle Sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigungsverhältnisse erfaßt. Da mit den Ein-
kommensangaben Rechtsansprüche auf Rentenzahlungen 
verbunden sind, kann ihnen besonders gut vertraut wer-
den. Im Unterschied z. B. zum Mikrozensus, der nur eine 
Stichprobe ist, stellt die BS eine Totalerhebung dar, die 
beliebig disaggregiert werden kann. Erst damit ist eine 
zentrale Voraussetzung für die Analyse relativ kleiner 
Regionen erfüllt. Ein weiterer Vorteil ist, daß die Angaben 
der BS mit großer Aktualität vorliegen. Das Jahreszeit-
raummaterial erlaubt Angaben mit der Verzögerung von 
lediglich ein bis zwei Jahren. Aus diesem Grund ermöglicht 
die Bildung von Einkommensindikatoren auf der Grund-
lage der Beschäftigtenstatistik eine effektive, weil aktuelle 
Erfolgskontrolle von Förderungsmaßnahmen. 
Allerdings sind auch Nachteile mit dieser Datenbasis ver-
bunden. Nicht enthalten sind Selbständige, mithelfende 
Familienangehörige und Beamte. Geringfügig Beschäftigte 
wurden erst zu Beginn von 1990 aufgenommen. Der Dek-
kungsgrad der BS fällt nach Branchen unterschiedlich aus
8. 
Da die einzelnen Branchen in den Regionen unterschied-
lich vertreten sind, wird davon auch deren Beurteilung 
beeinflußt. Tritt in einer Region eine starke Abweichung 
der Lohnquote vom gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt 
auf, können Probleme bei der Beurteilung ihrer Prosperität 
die Folge sein. Stark landwirtschaftlich geprägte Gebiete 
weisen wegen des dort vorzufindenden hohen Anteils an 
Selbständigen und Mithelfenden einen niedrigen Dek-
kungsgrad in der Beschäftigtenstatistik auf. Dies gilt auch 
für Gebiete mit einer starken öffentlichen Verwaltung und 
damit einem hohen Anteil an Beamten an der Erwerbsbe-
völkerung. Ohne die geringfügig Beschäftigten ist der Dek-
kungsgrad der Beschäftigtenstatistik über alle Branchen 
hinweg knapp 80% aller Erwerbstätigen, wie ein Vergleich 
mit dem Mikrozensus deutlich machte (vgl. Herberger, 
Becker 1983). 
Ein weiterer Nachteil der BS ist, daß das. Einkommen an 
der Beitragsbemessungsgrenze (Jahreseinkommen 1988: 
72 000 DM)
9 abgeschnitten wird. Dies betrifft ca. 5% der 
Beschäftigten und hat zur Folge, daß das Durchschnittsein-
kommen von Hochlohnregionen tendenziell unterschätzt 
wird. Die beiden genannten Probleme sind jedoch für die 
Auswahl von Problemregionen ohne Bedeutung. 
Ein Problem der BS wird bald nur noch bei Zeitvergleichen 
relevant sein bzw. lediglich historische Bedeutung haben. 
Bis einschließlich 1989 waren nur Angaben zum Beschäfti-
gungsort enthalten. Ab 1990 ist auch der Wohnort vorhan-
den. Dies bedeutet, daß die Regionen bisher lediglich nach 
der Entstehung des Einkommens beurteilt werden können 
und nicht nach der Verwendungsseite. 
Die Abwägung der Vor- und Nachteile der Einkommens-
angaben in der BS zeigt, daß diese eine gute Datenbasis zur 
Beurteilung der Prosperität von Regionen darstellt. Eine 
Reihe weiterer Datenquellen kommen von vornherein 
nicht in Frage, da sie wegen zu kleiner Stichproben keine 
ausreichende Aussagekraft für Regionalanalysen aufwei-
sen. Dies gilt für den Mikrozensus
10 und in noch größerem 
Maße für kleinere Stichproben der Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften. Die im Zusammenhang der Beschäftigten-
statistik erwähnten Probleme sollten jedoch zur Vorsicht 
bei der Interpretation der Ergebnisse veranlassen, die mit 
dieser Datenbasis erzielt werden. 
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erlauben Struktur- und Entwicklungsanalysen für den Zeit-
raum ab 1976 für beliebige Regionscluster
11. Aus den Ein-
kommensangaben können verschiedene Indikatoren gebil-
det werden: 
a)  durchschnittlicher Bruttojahreslohn pro Kopf 
Dieser Indikator (vgl. Übersicht l, Spalte 1) ist von zentra-
ler Bedeutung. Im Vergleich zu dem Einkommen an einem 
bestimmten Stichtag enthält das im Verlaufe eines Jahres in 
einer Region erzielte Einkommen auch Sonderzahlungen 
und Zulagen, die einem bestimmten Saisonmuster folgen 
oder nur zu bestimmten Zeitpunkten ausgezahlt werden 
(z. B. das 13. Monatsgehalt). Außerdem ist berücksichtigt, 
daß viele Arbeitskräfte nicht das ganze Jahr hindurch 
beschäftigt sind. Das Jahreseinkommen gibt somit sowohl 
unter individueller wie unter gesamtwirtschaftlicher Per-
spektive die beste Grundlage zur Konstruktion eines Ein-
kommensindikators ab. 
Umfragen, wie z. B. der Mikrozensus, die einen Monats-
lohn erfragen, enthalten die benannten Sonderzahlungen 
nur zum Teil. Werden die Monatswerte auf das Jahr umge-
rechnet, folgt ein Fehler, da die Dauerkomponente der 
Beschäftigung nur unzureichend berücksichtigt wird. 
b) Tageslohn 
Der Tageslohn einzelner Personen wird ermittelt, indem 
das während eines Jahres erzielte Einkommen durch die 
zugehörige Zahl der Tage mit sozialversicherungspflichti-
ger Beschäftigung dividiert wird. Wird der Tageslohn auf 
ein Jahr hochgerechnet, resultieren wesentlich höhere 
Werte als für den Jahreslohn, da dann nicht berücksichtigt 
wird, daß viele Beschäftigungsverhältnisse kürzer als ein 
Jahr sind. 
Der Tageslohn entspricht der volkswirtschaftlichen Varia-
blen „Lohnsatz“ noch am ehesten und ist eine brauchbare 
Meßgröße für die Lohnkosten im Kalkül der Standortfak-
toren. Da für die Auswahl förderbedürftiger Regionen 
aber das dort erzielbare Einkommen entscheidend ist, wur-
den nur die effektiven Jahresverdienste zur Neuabgren-
zung herangezogen. 
4 Der Indikator für die Arbeitslosigkeit 
Bezieht sich der Einkommensindikator auf die Qualität der 
in einer Region bestehenden Beschäftigungsverhältnisse, 
ist der zweite wichtige Indikator, die regionale Arbeitslo-
senquote, ein Maß für das Defizit bei den vorhandenen 
Arbeitsplätzen. 
Wiederum hat die regionale Arbeitslosenquote eine indivi-
duelle und eine gesamtwirtschaftliche Dimension. Unter 
dem globalen Aspekt zeigt eine überdurchnittliche Arbeits-
losenquote das Vorhandensein unausgenutzter produktiver 
Kapazitäten und die unproduktive Verwendung gesell- 
schaftlicher Mittel, etwa in Gestalt von Unterstützungslei-
stungen für Arbeitslose. Unter individuellem Aspekt 
bedeutet das Betroffensein von Arbeitslosigkeit den voll-
ständigen oder teilweisen Ausfall von Einkommen und das 
Auftreten von weiteren Problemen. Für beschäftigte 
Arbeitskräfte ist eine hohe regionale Arbeitslosigkeit u.U. 
ein Indiz für die Unsicherheit des eigenen Arbeitsverhält-
nisses. Dies ist mit der Konsequenz einer unsicheren 
Lebensperspektive verbunden. 
Aus den genannten Gründen erscheint der Indikator 
Arbeitslosigkeit zum Ausweis von Problemregionen unver-
zichtbar. Er wurde darum auch in der Vergangenheit dazu 
herangezogen. Die verwendeten Daten wiesen allerdings 
erhebliche regionale Verzerrungen auf, die hauptsächlich 
in der Schätzung für anders geordnete Gebietseinheiten 
und in der schlechten Erfassung der Nennergrößen begrün-
det lagen (vgl. Koller 1984 und Koller, Kridde 1988 sowie 
Neumann 1990). 
Treffsichere Maßzahlen werden nunmehr mit den Daten 
der Volkszählung von 1987 möglich. Ein wesentliches 
Hemmnis für genaue und aktuelle Berechnungen der 
Arbeitslosenquote wird durch die Erfassung der Erwerbs-
tätigen am Wohnort überwunden. Diese Angabe wird zur 
Bestimmung der Zahl von abhängigen Erwerbspersonen 
benötigt, die in den Nenner bei der Berechnung der Quote 
eingeht. Durch Sonderauszählungen für 1988 und 1990, die 
von der zuständigen Fachabteilung der BA durchgeführt 
wurden, ist auch die Erfassung der Arbeitslosen im Zähler 
der Quote bis auf Kreisebene trennscharf. Eine Fortschrei-
bung erfolgt auf der Grundlage einer komplettierten 
Beschäftigtenstatistik. Die Daten werden ebenfalls in die 
Regionaldatenbanken des IAB übernommen. 
Um die langfristig ausgerichtete Regionalförderung nicht 
von vorübergehenden Arbeitsmarktfluktuationen abhängig 
zu machen, wird für den entsprechenden Indikatorwert der 
Durchschnitt der Jahre 1987 und 1990 benützt (vgl. Über-
sicht l, Spalte 2). Da zum Zeitpunkt der Berechnung das 
Jahr 1990 noch nicht abgeschlossen war, wurde der Zeit-
raum September 1989 bis einschließlich August 1990 ver-
wendet. 
Einkommens- und Arbeitslosigkeitsindikatoren sind die 
Eckpfeiler eines Informations- und Diagnosesystems zur 
Beobachtung regionaler Arbeitsmärkte und zur 
Erfolgskontrolle der Strukturpolitik, das auf den Regional-
datenbanken des IAB aufbaut. Weitere Indikatoren wur-
den konzeptioniert und diskutiert (vgl. Koller 1990). Sie 
sollen insbesondere die Beschäftigungsseite abdecken. Bei-
spiele sind das Beschäftigungsvolumen und die Entwick-
lung seiner Komponenten. Als Datenbasis kann wiederum 
die Beschäftigtenstatistik dienen. Ein anderes wichtiges 
Beispiel ist die Entwicklung der Bruttolohnsumme in den 
Regionen, da diese als Indikator für die regionale Kauf-
kraft und für das Beitragsaufkommen in der Sozialversiche-
rung dient. 
5 Der Infrastrukturindikator 
Die Attraktivität einer Region hängt in großem Maße von 
der Art der vorhandenen Infrastruktur ab. „Infrastruktur-
investitionen schaffen Standortvor- und -nachteile und 
können damit letztlich regionale Entwicklungs-
unterschiede., verkleinern oder vergrößern“ (Gatzweiler et 
al. 1990, S. 9). Entsprechend ihrer Funktionalität können 
drei verschiedene Bereiche von Infrastruktur 
unterschieden werden (ebenda ff.): 
 
11 Vgl. dazu Koller (1988 und 1990). Die Regionaldatenbanken basieren auf 
einem von Karl John und Georg Müller im IAB entwickelten Datenbank-
system, das aus der Kombination der Systeme SIMAT und ATOS 
entstanden ist. Zusammen ergeben sie ein statistisches Datenbanksystem 
außerordentlicher Leistungsfähigkeit, das die Auszählung und Auswer-
tung von über 20 Millionen Datensätzen in relativ kurzer Zeit ermöglicht. 
Die Regionaldatenbanken sind allein mit diesem System vorstellbar.
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Unstandardisierte Werte Bruttojahreslohn 1988 (unkorr.) Arbeitslosenquote 1987/90 Infrastrukturind. Arbeitsplatzentwicklung. 
Arbeitslosenquote als Durchschnitt der Jahre 1987 und 1990 berechnet. 
-  „Sachkapitalorientierte Infrastruktur“: Dabei handelt es 
sich um die Ausstattung mit Einrichtungen, die einen 
unmittelbaren  Wirtschaftsbezug aufweisen,  z. B.  dem 
Verkehr und der Kommunikation dienen. 
-  „Humankapitalorientierte   Infrastruktur“:   Damit   sind 
Einrichtungen gemeint, die der Anpassung und Quali-
tätsverbesserung der Arbeitskraft dienen, insbesondere 
durch  die  Förderung der beruflichen  Qualifikationen 
und des Wissenstransfers. 
-  „Haushaltsorientierte Infrastruktur“: Hierbei handelt es 
sich um Einrichtungen, deren Nutzung eher konsumpti- 
ven Charakter hat. 
Die ersten beiden Arten von Infrastruktur weisen einen 
unmittelbaren Bezug zu der Qualität der betreffenden 
Region als Produktionsstandort auf. Der dritte Bereich hat 
seine Relevanz durch die Attraktivität, die die betreffende 
Region für qualifizierte Arbeitskräfte erhält. 
Die Bedeutung der Infrastruktur wird vor allem dort deut-
lich, wo sie fehlt. In den neuen Ländern z. B. hängt die 
Geschwindigkeit, mit der der Entwicklungsrückstand 
gegenüber dem alten Bundesgebiet aufgeholt werden 
kann, in großem Maße davon ab, wie schnell ein Netz 
moderner Infrastruktureinrichtungen erstellt werden kann. 
Dazu müssen u. a. Verkehrs- und Kommunikationswege 
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liche Produktion nicht möglich ist. 
Die Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raum-
ordnung (BfLR) hat es übernommen, aus der Verknüpfung 
einer Vielzahl von Einzeldaten einen Infrastrukturindika-
tor zu berechnen. Dazu wurden verschiedene Teilindikato-
ren gebildet, die den Besatz einer Region mit Einrichtun-
gen bestimmter Art ausweisen. Die verschiedenen Teil-
indikatoren wurden normiert und gewichtet multiplikativ 
verknüpft. Das Ergebnis ist aus Übersicht l, Spalte 3 zu 
ersehen. Die Details der Indikatorkonstruktion sind im 
Gutachten der BfLR nachzulesen (Gatzweiler et al. 1990, 
S. 84-insbes. „Modell 10“). 
Der Infrastrukturaspekt ist für die Beurteilung der Struk-
turschwäche von Regionen zwar wichtig. Er hat aber nicht 
die gleiche Bedeutung wie die Kriterien Einkommen und 
Beschäftigung. Aus diesem Grund empfiehlt es sich, dem 
Infrastrukturindikator bei der Neuabgrenzung ein geringe-
res Gewicht zuzuweisen. 
6 Der Indikator für die künftige Entwicklung der 
Regionen („Prognoseindikator“) 
In der regionalen Strukturpolitik hat man sich von Anfang 
an darum bemüht, nicht nur die in der Vergangenheit 
erkennbaren Strukturschwächen zu berücksichtigen, son-
dern auch die auf mittlere Frist erwartbaren Arbeitsplatz-
defizite. Dieses Anliegen konnte allerdings nur unbefriedi-
gend umgesetzt werden. Im wesentlichen lag das an den 
vorgelegten Berechnungen zu dem Prognoseindikator 
selbst: Wegen konzeptioneller Mängel und technischer 
Probleme konnte nie eine ausreichende Prognosequalität 
erreicht werden; der prognostizierte „Arbeitskräftereser-
vekoeffizient“ wurde deshalb beim letzten Mal (1985) nicht 
zur Abgrenzung der Fördergebiete der Gemeinschaftsauf-
gabe herangezogen. 
Da man aber aus grundsätzlichen Erwägungen auch bei der 
diesmaligen Neuabgrenzung der Fördergebiete auf die Pro-
gnose künftiger Strukturschwäche nicht verzichten wollte, 
wurden wiederum Gutachten zu diesem Anliegen in Auf-
trag gegeben. Sie hatten zum Gegenstand: 
a)  Abweichung der Entwicklung der regionalen Erwerbs-
personen von der Bundesentwicklung 1990 bis 1995, 
b)  Abweichung der Entwicklung der regionalen Arbeits-
plätze von der Bundesentwicklung 1990 bis 1995. 
Die beiden Indikatoren wurden in Zusammenarbeit zwi-
schen der BfLR (Bucher, Sinz 1990) und der Universität 
Dortmund (Bade) ermittelt. Dabei wurde die Angebots-
seite, also die Prognose der Erwerbspersonen, von der 
BfLR übernommen und die Nachfrageseite, also die Pro-
gnose der Arbeitsplätze in den Regionen, von Bade. Beide 
Indikatoren wurden unter den Trendbedingungen für die 
80er Jahre geschätzt und als Indexzahlen (in Abweichung 
vom Bundeswert 100) ausgewiesen. 
 
12 Zu diesem Ansatz vgl. die Darstellungen in Tengler (1989) und Nijkamp, 
Rietveld, Snickars (1986, S. 265 f.). Bei der Shift-share-Analyse wird eins 
Dekomposition des Unterschieds zwischen der Wachstumsrate einer 
Region gegenüber dem Durchschnitt aller Regionen vorgenommen. Zwei 
Komponenten werden betrachtet: Die erste ist der „Proportional-Shift“, 
der den Einfluß von Unterschieden in der Branchenzusammensetzung 
gegenüber der Gesamtökonomie ausdrückt. Die zweite Komponente ist 
der „Differential-Shift“, der die Unterschiede im Wachstum der einzel-
nen Branchen in der betreffenden Region gegenüber dem Wachstum der 
gleichen Branchen in der Gesamtökonomie zeigt. 
Zu a) Die wesentlichen Rechenarbeiten wurden für 75 
Raumordnungsregionen durchgeführt, für die neben dem 
Mikrozensus auch entsprechende Zeitreihen aus der 
Beschäftigungsstatistik durch die BA zur Verfügung 
gestellt worden waren. Unter der Annahme eines jährli-
chen Außenwanderungsgewinns von knapp 200 000 wird 
bis 1995 mit einer Zunahme der Bevölkerung im Alter 
zwischen 15 und 65 Jahren um rund 760 000 Personen oder 
knapp 1,8 v. H. gerechnet. 
Die Raumordnungsregionen sind nach diesen Schätzungen 
von dem Bevölkerungsanstieg keineswegs gleichermaßen 
betroffen: Vielmehr wird es ein Nebeneinander von Regio-
nen mit zunehmender, abnehmender oder stagnierender 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter geben. Dabei schlägt 
vor allem die Annahme durch, daß sich die Außenwande-
rungsgewinne vor allem auf hochverdichtete Gebiete kon-
zentrieren werden. Die ergänzenden Modellrechnungen 
für die Entwicklungen der Binnenwanderungen ergeben 
Zunahmen vor allem im Süden mit Baden-Württemberg 
und Bayern (Ausnahme: einige Grenzlandregionen) und 
ein siedlungsstrukturelles Gefalle, wonach hochverdichtete 
Regionen (von einigen altindustrialisierten Gebieten abge-
sehen) Zuwächse zu erwarten haben. Die etwa 15 Raum-
ordnungsregionen mit abnehmender Bevölkerungszahl lie-
gen nach dieser Einschätzung vorwiegend im Westen und 
Norden. 
Die explizite Berücksichtigung der Wanderungen ist im 
Gegensatz zu früheren Ansätzen positiv zu werten – dort 
wurde normativ von der Zielgröße „Binnenwanderungs-
saldo = 0“ ausgegangen. Problematisch ist allerdings, vor 
allem im Hinblick auf die Validität der Schätzergebnisse, 
daß die Erwerbsquoten und die Wanderungssalden im 
Prinzip nur für die zu großen Raumordnungsregionen 
gerechnet wurden. Diese wurden (auch aus datentechni-
schen Gründen) zu drei verschiedenen Entwicklungstypen 
zusammengefaßt, und hierfür wurden die Projektionen 
gerechnet. Bei der Übertragung der Schätzergebnisse aus 
letztlich drei Regionsclustern auf 167 Arbeitsmarktregio-
nen können größere strukturelle Fehlerber,eiche nicht aus-
geschlossen werden. Diese Vorbehalte wurden durch den 
Unterausschuß anhand konkreter Einzelfallbewertungen 
verdeutlicht. 
Dies führte schließlich zu der Entscheidung, die Prognose 
des Erwerbspersonenangebots in den Regionen nicht für 
die Neuabgrenzung für die Fördergebiete zu verwenden. 
Das Prognoseergebnis für die Entwicklung der Erwerbs-
personen in den 75 Raumordnungsregionen bis 1995 ist 
hier trotzdem in einer Karte ausgewiesen (vgl. Übersicht 
2). 
Zu b) Der Gutachter hat auf den bisher üblichen Shift-
Share-Ansatz
12 verzichtet und anstelle dessen Trendfunk-
tionen geschätzt (vgl. Bade in diesem Heft). Dabei wurden 
für alle Regionen jeweils spezifische Funktionen ermittelt, 
die für einen Stützzeitraum von 1976 bis 1987 die Entwick-
lung bestmöglich abbildeten. Die Trendfunktionen wurden 
bis 1995 extrapoliert. Als Datenbasis diente die Beschäftig-
tenstatistik. Die Schätzungen wurden für 75 Raumord-
nungsregionen wie auch für 328 Kreise ermittelt. Dabei 
setzten sich die stärker desaggregierten Kreisergebnisse 
wegen ihrer größeren Plausibilität als Prognosebasis durch. 
Für die gesamtwirtschaftliche Arbeitsplatzentwicklung 
wurden die IAB-Projektionen (Westphal-Szenario) unter-
legt (vgl. Klauder 1990) und als Indexlinie für die regiona-
len Abweichungen genutzt. 
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nen erhaltenen Prognose für 1995 stehen in Spalte 3 der 
Übersicht 1. Der Unterausschuß entschied sich dazu, die 
Arbeitsplatzprognose mit einem Gewicht von 10% zur 
Neuabgrenzung der künftigen Fördergebiete zu ver-
wenden. 
Unabhängig von der Verwendung als Abgrenzungsindika-
tor erscheint das zusammengefaßte Ergebnis aus beiden 
Projektionsarbeiten von Interesse: Die Übersicht 3 zeigt 
für die Raumordnungsregionen das zum Teil sehr unter-
schiedliche Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage 
im Prognosezeitraum. 
Normalerweise wäre der Typ 2 (Arbeitsplatzabbau und 
gleichzeitig eine überdurchschnittliche Zunahme von 
Erwerbspersonen) das Hauptzielgebiet der Regionalförde-
rung. Dieser Typ 2 ist aber in den Prognoserechnungen 
relativ schwach ausgeprägt. Die Regionen des Typs l und 
Typs 2 müssen aber weiterhin Einsatzgebiete der regiona-
len Strukturpolitik sein, auch und weil neben dem Arbeits-
platzabbau in der Vergangenheit auch schon die demogra-
phischen Effekte der passiven Sanierung sichtbar geworden 
sind. 
 
höhe beeinflußt wird. Die Entscheidung für eine spezielle 
Art der Bildung eines Gesamtindikators legt implizit fest, 
welche Regionen von der Förderung ausgeschlossen wer-
den. Zudem verbergen sich hinter technischen Details 
wichtige inhaltliche Festlegungen, die im folgenden offen-
gelegt werden sollen. 
Jede Aggregation setzt zunächst voraus, daß die Indikato-
ren in bestimmter Weise vergleichbar gemacht werden. 
Übersicht l, die die Originalwerte für die vier Indikatoren 
enthielt, zeigt, daß die vier Zahlenreihen unterschiedliche 
Dimensionen aufweisen. Die einfachste Abhilfe bestünde 
darin, die Indikatorwerte zu normieren, d. h. durch den 
Bundesdurchschnitt zu dividieren. Anschließend könnte 
ein Durchschnitt für alle vier Indikatoren gebildet werden, 
der dann den Gesamtindikator ergäbe. Diese Vorgehens-
weise hat jedoch den Nachteil, daß die unterschiedliche 
Streuung der einzelnen Indikatoren nicht berücksichtigt 
wird. Die Werte sind unterschiedlich stark „auseinanderge-
zogen“. Im Jahre 1988 beträgt der höchste Wert für das 
Einkommen 117% (Wolfsburg = 38 983 DM), der niedrig-
ste Wert 74% (Cham = 24 709 DM). Für den Durchschnitt 
der Arbeitslosenquote der Jahre 1987 und 1990 sind die 
entsprechenden Werte bei der Arbeitslosenquote 182% 
(durch den Bundesdurchschnitt normierter Indikatorwert, 
entspricht einer nicht umgerechneten Arbeitslosenquote 
von 14,8%) in Leer und 41% (entspricht 3,4%) in Rott-
weil. Werden beide Indikatoren gleich behandelt, wird die 
Arbeitslosigkeit wegen ihrer stärkeren Streuung höher ge-
wichtet. 
Aus diesem Grund erscheint es sinnvoll, die Werte nicht zu 
normieren, sondern sie zu standardisieren. Dabei wird die 
Streuung der verschiedenen Indikatoren auf einen einheit-
lichen Wert umgerechnet. Dies impliziert allerdings das 
umgekehrte Problem, daß u. U. geringfügige Unterschiede 
zwischen Indikatorwerten hochgewichtet werden. Ein Rest 
von Willkür ist bei der Konstruktion der Indikatoren offen-
sichtlich nicht zu vermeiden. 
Für die Standardisierung wird zumeist die sogenannte z-




7 Bildung eines Gesamtindikators: Methodisch-
theoretische Überlegungen 
Bei der Auswahl von Regionen zur Förderung im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe ist die Information der einzel-
nen Teilindikatoren zusammenzufassen. Dies kann auf ver-
schiedene Weise erfolgen. Die Entscheidung für eine 
bestimmte ist letztlich eine politische Frage. Aus wissen-
schaftlicher Sicht können jedoch Empfehlungen abgegeben 
werden. 
Die Diskussion der verschiedenen Möglichkeiten ist zwar 
langwierig und technisch, die einzelnen Modi haben jedoch 
erhebliche Konsequenzen, da über die Festlegung der 
Methode der Fluß von Investitionsmitteln in Milliarden- 
dabei sind: 
z:    standardisierter Wert 
x:    ursprünglicher Wert 
x:    Durchschnittswert (arithmetisches Mittel) 
i:     Laufindex für die Regionen 
S:    gewichtete Standardabwcichung 
g:    Gewicht der Region (Anteil der Erwerbstätigen laut Beschäf- 
tigtenstatistik) n:    Anzahl der 
Regionen (= 167) 
Die Standardabweichung ist ein Maß für die Streuung der 
Werte. Jede z-transformierte Zahlenreihe weist die Stan-
dardabweichung von l und den Mittelwert 0 auf. Diese 
Werte sind unanschaulich. Aus diesem Grund werden die 
Einzelwerte hier mit 15 multipliziert und auf 100 zentriert. 
Statt der Formel für die z-Transformation wird dann fol-
gende verwendet: 
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Diese Vorgehensweise führt zu einem anschaulicheren 
Indikator. Sie entspricht dem vorliegenden Zweck, die 
Indikatoren vergleichbar zu machen, denn dafür ist uner-
heblich, welche Mittelwerte und Standardabweichungen 
die Indikatoren aufweisen. Wichtig ist nur, daß es jeweils 
die gleichen sind. Eine Region mit hohen Einkommens-
werten muß nach der Transformation ebenfalls einen rela-
tiv hohen Wert aufweisen. 
Der Arbeitslosigkeitsindikator ist noch in spezieller Weise 
umzurechnen. Während bei den anderen Indikatoren hohe 
Werte eine günstige Wirtschafts- oder Arbeitsmarktent-
wicklung anzeigen, ist es hier umgekehrt. Aus diesem 
Grund wird der Arbeitslosigkeitsindikator „gespiegelt“: 
Die einzelnen Werte werden von 200 abgezogen. Dies 
ergibt den endgültigen Wert. 
Übersicht 4 zeigt die transformierten Werte für die vier 
Indikatoren, die Ausgangspunkt der Zusammenfassung zu 
einem Gesamtindikator sind. Dazu ist vorab festzulegen, 
auf welche Weise die Einzelindikatoren verknüpft werden 
und mit welchem Gewicht sie in den Gesamtindikator 
eingehen sollen. Vier verschiedene Verknüpfungsmetho-
den wurden im Zusammenhang der Abgrenzung der För-
dergebiete diskutiert: Die Schwellenwertmethode, die 
additive und die multiplikative Verknüpfung und schließ-
lich eine gemischte Form. 
1. Bei  der  Schwellenwertmethode werden die einzelnen 
Indikatoren jeweils für sich betrachtet, indem bestimmte 
Schranken  unterschiedlicher Höhe vorgegeben werden. 
Liegt eine Region mit einem Indikator unter einer der 
Schranken,   wird   sie   in   die   Förderung  aufgenommen, 
gleichgültig welche Werte sie bei den anderen Indikatoren 
aufweist. Ein Gesamtindikator als numerischer Wert wird 
nicht berechnet. Gewichtungen der einzelnen Dimensio-
nen können vorgenommen werden, indem die Schwellen 
auf unterschiedliche Höhen gesetzt werden. 
2. Bei  der  additiven Verknüpfung wird das arithmetische 
Mittel,  der Durchschnitt,  aus den vier Teilindikatoren 
berechnet. Eine Gewichtung kann dadurch vorgenommen 
werden, daß die Einzelindikatoren mit Gewichten multipli-
ziert werden,  die sich ihrerseits zu eins addieren.  Als 
Formel ausgedrückt: 
 
Inhaltliche Unterschiede zwischen den verschiedenen 
Arten der Indikatorverknüpfung bestehen vor allem darin, 
ob die Teildimensionen der regionalen Disparität als sub-
stitutiv betrachtet werden oder nicht, ob also ein niedriger 
Wert für den Infrastrukturindikator durch einen hohen 
beim Einkommen kompensiert werden kann. Bei der 
Schwellenwertmethode wird keine, bei der additiven Ver-
knüpfung hingegen maximale Substituierbarkeit vorausge-
setzt. Die multiplikative Verknüpfung nimmt eine Zwi-
schenstellung ein: Bei der Berechnung des geometrischen 
Mittels schlagen Extremwerte überproportional stark 
durch. 
Die Entscheidung über dieses Substituierbarkeitsproblem 
ist einerseits eine politische Frage. Vom wissenschaftlichen 
Standpunkt ist andererseits anzumerken, daß die starke 
Gewichtung der Extremwerte bei der Schwellenwert- und 
(in geringerem Maße) auch bei der multiplikativen 
Methode in längerer Frist nicht so wichtig ist wie bei 
kurzfristiger Betrachtung, da die verschiedenen Dimensio-
nen nicht unabhängig voneinander sind. Dies ist evident für 
den Zusammenhang zwischen dem Prognose- und dem 
Arbeitslosigkeitsindikator. Weiterhin hat hohe Arbeitslo-
sigkeit in einer Region sinkende Löhne zur Folge. Aller-
dings ist nicht von vollständigen Abhängigkeitsbeziehun-
gen auszugehen. 
8 Ein Beispiel für einen Gesamtindikator: Ein additives 
Modell 
Aus der Sicht des IAB hat das einfache additive Modell die 
größte Überzeugungskraft, da der angestrebte Zweck, die 
Zusammenfassung der Information der Teilindikatoren zu 
einem Gesamtindikator, auf denkbar einfachste Weise 
erreicht wird. 
Nach der Entscheidung über die Art der Verknüpfung ist 
eine weitere hinsichtlich der Gewichtung der Einzelindika-
toren zu fällen. Es gibt Gründe, die dafür sprechen, den 
Arbeitslosigkeits- und den Einkommensindikator höher zu 
gewichten als die beiden anderen Indikatoren. Letztere 
sind zusätzliche Kriterien, aber nicht die primären Maß-
stäbe der Lebensqualität und des wirtschaftlichen Erfolgs 
in den betreffenden Regionen. Aus diesem Grund wird 
hier, wie im Unterausschuß, bei der Bildung des Gesamtin-
dikators folgende Gewichtung zugrunde gelegt: 
beim Arbeitslosigkeitsindikator  40% 
beim Einkommensindikator  40% 
beim Arbeitsplatzentwicklungsindikator  10% 
beim Infrastrukturindikator  10% 
Ein Vorschlag des IAB umfaßte zusätzlich eine Korrektur 
bei einem Indikator. Der Jahreslohn bereitet nämlich dort 
Probleme, wo eine Region eine bedeutende Anzahl Saison-
beschäftigte anzieht, die von außerhalb einpendeln. Dies 
kann bis jetzt noch nicht kontrolliert werden, da der Wohn-
ort für die Vergangenheit nicht vorliegt. Sind derartige 
Arbeitsverhältnisse häufig, wird ein relativ niedriger Jah-
reslohn berechnet, weil die Dauer der Saisonbeschäftigung 
– gemäß Definition – relativ kurz ist. Da die Region jedoch 
einen Überschuß an Arbeitsplätzen insoweit aufzuweisen 
hat, als sie Arbeitskräfte von außerhalb anzieht, zeichnet 
ein niedriger Indikatorwert ein falsches Bild der Wirt-
schaftskraft der betreffenden Region. 
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Arbeitslosenquote als Durchschnitt der Jahre 1987 und 1990 berechnet. 
Aus diesem Grund wird hier eine Korrektur vorgeschla-
gen, bei der in folgender Weise zu verfahren ist: Im Falle 
von Gebieten, die besonders große positive Differenzen 
zwischen den normierten Werten für das Tages- und das 
Jahreseinkommen aufweisen, wird bei der Berechnung des 
Gesamtindikators nicht das standardisierte Bruttojahres-
einkommen, sondern das standardisierte Tageseinkommen 
angesetzt. 
Übersicht 5 stellt für einzelne Regionen die normierten 
Werte von Tageslohn und Jahreslohn gegenüber. In die 
Tabelle wurden jene 10 Regionen aufgenommen, die bei 
den Differenzen die höchsten Werte aufwiesen. 
Übersicht 5: Arbeitsmarktindikatoren für 10 Regionen, die 
Extremwerte bei den Differenzen zwischen normierten Tages- und 
Jahreslöhnen aufweisen 
 
Die Arbeitslosenquote wurde nicht normiert. 
Die kurze Liste der betreffenden Regionen legt die Inter-
pretation nahe, daß eine hohe Differenz sowohl Ausdruck 
instabiler Beschäftigungsverhältnisse im Zusammenhang 
einer generellen Strukturschwäche einer Region sein kann, 
wie auch Ausdruck einer spezifischen Attraktivität für 
einpendelnde Arbeitskräfte. Leer und Cloppenburg gehö-
ren in die erstere Kategorie. Hier treten gehäuft relativ 
unattraktive Jobs auf, dies zeigen auch die relativ hohen 
Arbeitslosenquoten und das sehr niedrige Einkommen in 
beiden Regionen. Garmisch-Partenkirchen und Reichen-
hall sind hingegen typische Fremdenverkehrsregionen, bei 
denen Saisonbeschäftigung ein verbreiteter Normalfall ist. 
Die unterdurchschnittlichen Arbeitslosenquoten deuten 
auf eine relativ günstige Arbeitsmarktsituation hin. 
Zur Korrektur des Einkommensindikators wird darum vor-
geschlagen, bei allen Regionen mit Extremwerten größer 
als 3% bei der Differenz (d. h. für Garmisch-Partenkir-
chen, Leer, Freyung, Husum, Bad Reichenhall und Clop-
penburg) den Jahres- durch den Tageslohn zu ersetzen. 
Dann sortieren sich die AMR selbst: Ist eine hohe absolute 
Differenz Ausdruck der generellen Strukturschwäche, lie-
gen die betreffenden Regionen im zweifelsfreien Bereich, 
der für die Förderung vorgesehen ist. Im anderen Fall, 
wenn die Korrektur zum Ausscheiden aus der Förderung 
führen sollte, ist zu erwarten, daß der Unterschied zwi-
schen Tages- und Jahreslohn nicht das Ergebnis einer 
niedrigen Wirtschaftskraft ist, das Ausscheiden also zu 
Recht erfolgt. 
Mit dieser Korrektur, d. h. bei Ersetzung des Tages- durch 
den Jahreslohn in 6 Fällen, und mit einer additiven Ver-
knüpfung der Indikatoren ergäbe sich eine Reihenfolge der 
Regionen wie in Übersicht 6 und ein Fördergebiet wie in 
Übersicht 7 dargestellt (wobei zum Zweck der Beispiels-
rechnung die Abschneidegrenze bei 22% Bev.-Anteil 
gesetzt wurde). 
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Bruttojahreslohn 1988 (korrigiert) Infrastruktur (modeil 10/90) Arbeitsplatzprognose (1995) 
Gewichtung: 0,4; 0,4; 0,1; 0,1 
16  MittAB 1/91 Übersicht 7: Fördergebiete nach dem additiven Modell 
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Im Bereich der deutschen Regionalförderung wurde von 
Anfang an die gleitende Überprüfung des Konzepts, die 
ständige Beratung durch wissenschaftliche Experten und 
die Transparenz nachvollziehbarer Entscheidungsprozesse 
wie in kaum einem anderen Subventionsbereich gesucht. 
Der bisherigen Darstellung kann entnommen werden, daß 
das Ergebnis der Neuabgrenzung dennoch von bestimmten 
normativen Vorgaben abhängt. Diese betreffen folgende 
Bereiche: 
-  den regionalen Zuschnitt der einzelnen Arbeitsmarktre-
gionen oder Diagnoseeinheiten, 
-  die Wahl der Einzelindikatoren, 
-  die Art der Gewichtung der Einzelindikatoren und ihrer 
Kombination zu einem Gesamtindikator 
-  und schließlich der angestrebte Umfang der Förderku-
lisse, festgemacht am Bevölkerungsanteil, der im För-
dergebiet lebt. 
Konsequenz dieser Vielzahl an Möglichkeiten ist, daß der 
Unterausschuß der GA bei seiner Suche nach einer kon-
sensfähigen Abgrenzung, die die Mehrheit des Bundes und 
der Länder finden konnte, eine entsprechende Vielzahl an 
Modellen diskutieren mußte. Die Modelle wurden auf der 
Basis der vorliegenden Daten von der Bundesforschungs-
anstalt für Landeskunde und Raumordnung mit den vorlie-
genden Daten gerechnet. 
Unter anderem wurde das ursprüngliche Abgrenzungsmo-
dell von 1985, das den vergleichenden Blick zurück erlaubt, 
getestet. Schwellenwertmodelle sollten zeigen, wie das 
Fördergebiet aussehen würde, wenn man – beim regiona-
len Einkommen – einen Schwellenwert von 85, 80 oder 
75% und – bei der Arbeitslosigkeit – einen Regionalindex 
von 135, 145 oder 155% des Bundeswertes zulassen würde. 
Der Planungsausschuß fällte schließlich seine Entscheidung 
ohne Gegenstimme, bei nur einer Enthaltung. Er entschied 
sich für ein multiplikativ verknüpftes Modell, bei dem 
wiederum die wichtigeren Aspekte der regionalen Arbeits-
losigkeit und Einkommenssituation mit jeweils 40%, die 
Prognose und die Infrastrukturausstattung mit jeweils 10% 
Gewicht eingingen. Eine Korrektur des Einkommensindi-
kators wurde nicht vorgenommen. 
Die Ergebnisse der Rechnungen sind in der Übersicht 8 
dargestellt. 
Von letztlich entscheidender Bedeutung ist die politische 
Festlegung des Umfangs des künftigen Fördergebietes. 
Gemäß Beschluß des Planungsausschusses werden Gebiete 
gefördert, in denen rund 28% der Bevölkerung der alten 
Bundesrepublik leben. Allerdings sind in der Übersicht 8 
bestimmte Feinabgrenzungen noch nicht enthalten, die der 
Planungsausschuß abweichend von dem beschriebenen 
Modell in einem zweiten diskretionären Schritt vornahm
13. 
Dabei wurden kleinere Regionen mit besonderen Problem-
lagen bei gleichzeitiger Gebietskompensation in das För-
dergebiet aufgenommen. Dies gilt für Steinkohlenbergbau-
gebiete in den Kreisen Aachen, Düren, Heinsberg, Stein-
furt und Warendorf, das Braunkohlengebiet Helmstedt 
oder von dem Truppenabbau der nächsten Jahre voraus- 
sichtlich besonders betroffene Gebiete wie Haßberge und 
den Raum Kirchberg. 
Gemäß Beschluß des Planungsausschusses würden von den 
ehemaligen Zonenrandgebieten folgende Arbeitsmarktre-
gionen ganz oder teilweise ausscheiden: Wolfsburg, Han-
nover, Hildesheim, Kassel, Fulda, Hersfeld, Bamberg, 
Coburg, Kronach, Schweinfurt sowie die früher ausgewie-
senen Teile der AMR Hamburg und Frankfurt. Damit 
würden auch frühere Regionalanalysen des IAB bestätigt, 
wonach die ehemaligen Zonenrandgebiete keineswegs ein-
heitlich als strukturschwache Regionen zu bewerten sind. 
Aufgrund der relativ günstigen Beschäftigungsentwicklung 
in den letzten Jahren würden auch zahlreiche Normalför-
dergebiete der GA ausscheiden. Betroffen sind alle ,alten' 
Bundesländer, am stärksten Bayern. Die Neuabgrenzung 
und der verringerte Gebietsumfang und auch einige Son-
derprogrammgebiete: Osnabrück, Braunschweig und Salz-
gitter scheiden aus. Auf der Gegenseite würden wegen der 
in den letzten Jahren erkennbaren relativen Strukturschwä-
che neue Landkreise in den Genuß der Regionalförderung 
kommen, auch solche, die bisher nur teilweise enthalten 
waren. 
Das Ergebnis der Neuabgrenzung (siehe die detaillierte 
Übersicht 9) muß noch der EG vorgelegt und von dieser 
genehmigt werden. In dem sogenannten Bangemann/ 
Sutherland-Kompromiß
14 mit der EG-Kommission war 
jedoch bereits 1989 eine stärkere Reduzierung der Förder-
kulisse verabredet worden. Allein die GA-Gebiete umfaß-
ten zu jenem Zeitpunkt einen Bevölkerungsanteil von ca. 
32%, hinzu kamen Gebiete der Landesförderung. Dabei ist 
allerdings zu berücksichtigen, daß in der deutschen Regio-
nalförderung nach dem Schwerpunktorte-Prinzip vorge-
gangen wird, dies heißt, daß in den tatsächlichen Einsatz-
gebieten der Förderung ohnehin ein weit geringerer Bevöl-
kerungsanteil lebt als von der EG-Kommission moniert. 
Folgte man dem genannten Kompromiß mit der EG, 
stünde für das eigentliche GA-Gebiet ein Schwellenwert 
von 22,5-24,5% Bevölkerung im politischen Kalkül. Die 
Differenz bis zu einer noch nicht endgültig festgelegten 
Grenze von etwa 27% wäre dann der Bereich einer et-
waigen Landesförderung. Dies würde bedeuten, daß in 
Zukunft Landesförderung außerhalb des Abgrenzungsbe-
reichs nicht mehr genehmigungsfähig wäre. Dies wäre auf 
der einen Seite eine erhebliche Einschränkung des lan-
despolitischen Spielraums, der in einem föderativen 
System und für eine flexible wirtschaftspolitische Steue-
rung eigentlich unerläßlich ist. Auf der anderen Seite wür-
den dadurch diejenigen Fördermöglichkeiten einge-
schränkt, die zu Lasten anderer, eigentlich notleidenderer 
Regionen gehen. 
Wird diese Linie von der EG weiter verfolgt, kommt der 
Reihenfolge der einzelnen Regionen auf den höheren 
Rangplätzen der Förderwürdigkeit eine besondere Bedeu-
tung zu. Vor allem im Hinblick auf die Integration der 
neuen desolaten Fördergebiete aus der ehemaligen DDR 
ist eine weitere Reduktion der Förderung in den westdeut-
schen Bundesländern erwartbar – nicht zuletzt auch auf 
Drängen der Kommission. 
Auch aus diesem Grund wurde die oben dargestellte alter-
native Indikatorenrechnung vom IAB angeboten. Land-
wirtschaftlich geprägte Gebiete mit Fremdenverkehr und 
hoher Saisonbeschäftigung würden damit in der Rangfolge 
weiter hinten zu finden sein. Gebiete wie Garmisch und 
Reichenhall, in denen nicht nur der Deckungsgrad der 
 
13  Eine Karte, in der diese Korrekturen, die nur kleinere Gebiete betreffen,
eingetragen sind, war bei Redaktionsschluß des vorliegenden Beitrags 
noch nicht verfügbar. 
14  Vom August 1989. 
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chen Erfassung der Einkünfte relativ niedrig ist, könnten 
aus der Förderung genommen werden, ohne daß allge-
meine Prinzipien der Abgrenzung durchbrochen werden 
müßten. 
Die im vorliegenden Aufsatz dargestellte Indikatorendis-
kussion zur Abgrenzung von Fördergebieten bezog sich nur 
auf die alten Bundesländer, da das Gebiet der neuen 
Bundesländer zur Zeit noch zur Gänze Fördergebiet ist. 
Aber auch hier stellt sich die Notwendigkeit, möglichst 
schnell Indikatoren für die Arbeitsmarktentwicklung ein-
zelner Regionen zu entwickeln, um arbeitsmarkt- und 
regionalpolitische Maßnahmen zweckgerecht und zielge-
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